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Dr. László Nagy, Universitätsprofessor, Doktor der Staats-
und Rechtswissenschaften /Szeged/ 
Grundlegende Züge der Hellung hei den Folgen von 
Betriebsunfällen und Berufskrankhelten 
Eine wichtige Zielsetzung unserer Gesellschaft ist zu 
sichern, dass nicht nur, für jeden Staatsbürger die Möglich-
keit zur Arbeit gegeben sei, sondern auch dafür gesorgt, wer-
den soll, dass diese Arbeit unter gesunden und gesicherten 
Umständen durchzuführen sei, und es soll keine Gefahr für 
das Leben, für die Gesundheit oder körperliche Beschaffen-
heit des Arbeitenden bestehen. Die Realisierung der Vorbeu-
gung solcher Gefahren beansprucht eine sehr vielseitige,ver-
zweigte Tätigkeit. Darin spielen neben den technischen und 
wissenschaftlichen Forschungen, bzw. diese verwirklichende 
in weitem Begriff genommene Produktionstätigkeit, auch die 
Soziologie, insbesondere die Organisationswissenschaft und 
die Arbeitswiss'enschaften eine wesentliche Rolle. Im Kreise 
dieser letzteren ist der Beitrag der, sich mit Fragen der 
Arbeit befassenden Rechtswissenschaft und des Produktions-
genossenschaftsrechtes zur Schaffung von gesunden und gesi-
cherten Arbeitsumständen nicht gering zu schätzen. Diese zur 
Vorbeugung dienende Tätigkeit wird immer ausgedehnter, immer 
mehr begründet, das sich auch bei dem Rückgang der Arbeits-
unfälle und Gesundheitsschäden erzeigt. 
Als wir feststellen», dass die Entwicklung ein günstiges 
Gesamtbild zeigt, müssen wir aber zugleich auch zur Kenntnis 
nehmen, dass trotzdem noch öfters eine während der Arbeit 
^auftretende Lebens-, Gesundheits- oder körperliche Beschä-
digung vorkommt. Darin spielen in unserem Lande einige 
Eigentümlichkeiten die Rolle. Als erster soli jener Umstand 
erwähnt werden, dass wir von der Vorkriegszeit eine schwach 
entwickelte Volkswirtschaft erbten, mit grösstenteil unzeit-
geinnssen Betrieben, deren Modernisierung, Sicherung der Ar»-
beitsumstände oft unlösbare Probleme bedeuteten. Aber hier 
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müssen wir auch erwähnen, dass nach der Befreiung, im Lau-
fe der schnellen Entwicklung zwischen Ansprüchen für die 
Produktionsentwicklung und Modernisierung, bzw. bei deren 
Durchführung und Schaffung der. nötigen gesicherten Arbeits-
bedingungen auch nicht immer die richtige Übereinstimmung 
bestand. In der Zusammensetzung der Werktätigen erfolgte 
ebenfalls eine wesentliche änderung, die in zwei Richtun-
gen fühlbar wurde. Mit der Entwicklung der Industrie stieg 
die Zahl der hier Arbeitenden bedeutend. Ein grosser Teil 
der neuen V/erktätigen kam aus der Landwirtschaft, oder aus 
dem Haushalt. Für diejenige bedeutete die ungewöhnte Indust-
rieumgebung eine, durchschnittsgemäss erhöhte Gefahrsmöglich-
keit. Zugleich erstreckten sich die, durch Anwendung der neu-
en Technik entstehende Gefahren auch auf neue Gebiete. Hier 
soll insbesondere auf die Mechanisierung der Landwirtschaft 
hingewiesen werden, wo in der Anfangszeit in zahlreichen 
Fällen so die Vorbereitung, wie auch die, zur Verhinderung 
der Gefahr nötige Ausrüstung fehlte. Schliesslich kommt es 
noch immer vor, dass das Verhalten der Leiter nicht immer 
zufriedenstellend ist. Nicht wenigmal wird bei der bezau-
bernden Erwartung'der Produktionsergebnisse die Sicher-
heit des produzierenden Menschen aus dem Auge verfehlt. 
Die während der Arbeit auftretende Beschädigung des 
Lebens, der Gesundheit, der körperlichen Beschaffenheit 
bedeutet'heute für die Gesellschaft, besonders aber für 
die Volkswirtschaft eine grosse Belastung. Es soll bemerkt 
werden, dass die diesbezüglichen Angaben nicht die vollstän-
dige gesellschaftliche und wirtschaftliche Auswirkung zeigen. 
Einesteils sind darin nur die Unfälle und Berufskrankheiten 
enthaltan, wogegen durch Gefahren der Arbeit in zahlreichen 
Fällen "nur" Krankheit entsteht, und die Statistik diese 
Fälle'von den anderen Krankhe.iten nicht trennen kann. Eben-
falls haben wir keine Angaben darüber, was für einen tat-
sächlichen Verlust bedeuten d i
1
, bei Unfällen nötigen Un-
tersuchungen, arbeitskundige Diskussionen, oder je nach 
/ 
- 221 
einem schwereren Unfall im Kreise der Arbeiter sogar un-
willkürlich auftretendes, langsameres Arbeitstempo. Es ist 
wahrscheinlich, dass die Auswirkung dieser letzteren eben-
falls nicht geringzuschätzen ist. 
Die hier angedeuteten Umstände lenken aber die Auf-
merksamkeit auf eine weitere Aufgabe. Neben der Entwick-
lung der Vorbeugung und der Erhöhung der Effektivität des 
Arbeitsschutzes soll zugleich auch für diejenige gesorgt 
werden, deren Leben, Gesundheit oder körperliche Beschaf-
fenheit beschädigt wurde. Das Ziel dieses internationalen 
Kollokviuma ist eben die Entwicklung der Fürsorge zu för-
dern und in dessen Interesse, im Spiegel der internatio-
nalen Erfahrungen zu untersuchen, ob im Falle von Betriebs-
unfällen und Berufskrankheiten die zur Heilung dieser Fol-
gen zur Verfügung stehenden Mittel ihrer Bestimmung ge-
wachsen sind. 
Die Heilung der Folgen von Betriebsunfällen und Be-
rufskrankheiten beansprucht die Funktion eines zusammen-
gesetzten Mittelsystems, woran mehrere Wissenschaftszweige 
und auf deren Feststellungen ruhende praktische Tätigkei-
ten beteiligt sind. Erste Aufgabe ist die Wiederherstel-
lung und Gesundheit, d.h. der beschädigte, kranke Werktä-
tige muss geheilt werden. Dies ist die Aufgabe des staat-
lichen Gesundheitsdienstes, bezw. von Seiten der Wissen-
schaft betrachtet, gehört es in den Kreis der Heilkunde. 
Zweitens soll dem Werktätigen nach seiner Genesung 
die Arbeitsmöglichkeit wieder gesichert werden. In dessen 
Interesse soll »ein Arbeitsverhältnis aufrechterhalten 
bleiben und dafür gesorgt werden, dass er nach seiner Hei-
lung seine Arbeit wieder aufnemen kann. Deswegen verbieten 
im allgemeinen die Regel des Arbeitsrechtes die Einstellung 
des Arbeitsverhältnisses, so z.B. verbieten die Regel des 
Ungarischen Arbeitsrechtes die Kündigung während der vollen 
Zeit der Arbeitsunfähigkeit und während der darauf folgenden 
binnen 15 Tage /§ 26.Punkt d/ des AG.V./. Ausserdem ist die 
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Kündigung verboten, wenn der Werktätige wegen Betriebsun-
fall oder Berufskrankheit eine Unfallsrente erhielt /1/1967. 
/22.XI./ MüM-EUM-PM-Verordnung/. Hierzu können wir noch je-
ne Anordnung des Ungarischen Arbeitsrechtes rechnen, wonach 
auf Wunsch des durch Betriebsunfall oder durch Berufskrank-
heit als Körperbeschädigter in Pensionsstand geratenen, 
später aber wieder arbeitbfähig gewordenen Werktätigen der 
Betrieb verpflichtet ist, ihn in einem, seinem Befindet ent-
sprechenden Arbeitskreis wieder zu beschäftigen. /§.19. Abs. 
/1/ des AG. / Es kommt aber oft'ers vor, dass die frühere 
Arbeitsstelle umsonst dem Werktätigen zur Verfügung steht, 
er kann sie nach seiner Genesung nicht besetzen, weil durch 
seine gesundheitliche oder körperliche Beschädigung die Aus-
übung seiner früheren Arbeit Schwierigkeiten verursachen 
könnte oder unmöglich wurde. In solchen Fällen muss dafür 
gesorgt werden, dass der V/erktätige durch Umgestaltung sei-
nes Arbeitsplatzes, bzw. durch Aenderung der Arbeitsumstän-
de oder durch Wechslung der Arbeitsstelle, eventuell durch 
Erlerung eines anderen Berufes seine Arbeit wieder beginnen 
könne, wobei er seine Arbeitsfähigkeit in möglichst höchs-
tem Grade verwerten könne. Hier beginnt die Rehabilitation 
zu funktionieren, worin die grundlegende Rolle der Heilkunde 
zufällt, denn durch diese müssen jene Arbeitsumstände, Ver-
fügungen und jener Arbeitskreis bestimmt werden, wo der 
Werktätige am erfolgreichsten zu beschäftigen ist. Die im 
Interesse der entsprechenden Beschäftigung entstehenden nö-
tigen Verpflichtungen und die Ordnung dieses Verfahrens 
bestimmen die Regeln des Arbeitsrechtes, bzw. das Recht 
der sozialen Fürsorge.Das Wesentliche der ungarischen Re-
gelung /1/ 1967. /22.XI./ MUM-EUM-PM-Verordnung/ kann im 
Folgenden zusammengefasst werden: 
Das Unternehmen ist verpflichtet aufgrund des Vorschla-
ges einer - aus der Gewerkschaftskommission, dem Beauftragte: 
des Unternehmens, sowie aus dem Betriebsarzt bestehenden -
Betriebskommission, die sich mit Probleme der beschrankten 
Arbeitsfähigen befasst, die Beschäftigung solcher Werktäti-
gen zu sichern. Der Vorschlag kann sich auf die Aenderung 
des Arbeitsumstandes, auf Versetzung in einem anderen Ar-
beitsplatz, auf die Einübung einer anderen Arbeit, bzw. 
auf eine Berufsumschulung, oder auf eine Halbtagsbeschäfti-
gung Im.Rahmen eines einarbeitenden Arbeitsverhältnis.er-
strecken. Für die Zeit der Einlernung oder Fachbildung er-
hält der Werktätige eine Lohnergänzung. Ferner bekommt • 
- bis 80 % seines früheren Einkommens - auch der Übersetz-
te Werktätige eine Lohnergänzung. Falls bei dem Betrieb 
für die Durchführung der von der Betriebskommission emp-
fohlenen Anordnungen keine Möglichkeit besteht, so soll 
der Betrieb darüber die Fachabteilung für Arbeitswesen des 
betreffenden Stadtrates benachrichtigen, um dem Werktäti-
g e n bei einem anderen Betrieb eine entsprechende Beschäf-
tigung sichern zu können. Damit die Ratsorgane ihre dies-
bezüglichen Aufgaben versehen können, ist jeder Betrieb 
verpflichtet für die Räte ein Verzeichnis über jene Arbeits-
plätze einzuschicken, die für die Beschäftigung von Werktä-
tigen mit beschränkter Arbeitsfähigkeit geeignet sind. 
Insofern die Beschäftigung von Werktätigen mit beschränkter 
Arbeitsfähigkeit mit keiner Methode gesichert werden kann, 
und er ist weder für eine Invalidenrente, noch für eine Al-
tersrente berechtigt, so muss ihm eine Sozialhilfe, bzw. 
eine Rente erteilt werden. Schliesslich soll für den Un-
terhalt des Werktätigen bis seiner Genesung gesorgt werden, 
bezw. auch in der danach folgenden Zeit,wenn er zwar die 
Arbeit wieder aufnehmen kann, aber durch die gesundheitli-
che oder körperliche Beschädigung seinen früheren Lohn 
nicht erreichen kann. Die Entschädigung dieses Unterschie-
des geschieht teilweise durch Leistungen der Sozialversi-
cherung und anderenteils in Form einer,aufgrund der Regel 
seiner materiellen Verantwortlichkeit festgestellte Entschä 
digung. Im Rahmen der Leistungen der Sozialversicherung er-
hielt der Werktätige, laut der ungarischen Regeln, für die 
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Zeit seiner 'Arbeitsunfähigkeit fflrafallskramkengeld, in der 
danachfolgenden Seit, ira Fall® eämer über 15 %-iger Beschrän-
kung. der Arbeitsfähigkeit, eime Umfallsremte, bzw. hei ei-
ner bis 67. $-ig®n B e s e h M i g u m g йог Arbeitsfähigkeit eine 
Invalidenpension /§ 76=93= <AQ© Gosetses 11.vom Jahre 1975/. 
Diese Leistungen erreichen b k ©Írnom in d©r Rechtsregel be-
stimmten Teil des früheren V e M i o m s t Q ® , dagegen aber gebühren 
sie.dem Werktätigen ira allgoesimaa ©mabhämgig davon, was für 
eine Rolle er bei' der Herbeifttemmg seines Unfalles, bzw. 
seiner BerufserkranLmng spielt©,, 
Für den Ersatz de® limke^QmvQrlustes zwischen den Leis-
tungen der Sozialversicherung tamä des früheren Verdienstes 
wird im Rahmen der arbeitsreshtlichera aateriellen Verant-
wortlichkeit gesorgt. Ira Sinn® <й<эг saagarischen Rechtsrege-
lung ist der Betrieb verpflichtet ©hne Berücksichtigung auf 
die Schuld an dem Unfall, d©n vollem Schaden des Werktäti-
g e n vergüten, inbegriffen ausser de® Lohnausfall auch den 
Sachschaden, sowie die, mit der -Beseitigung der Beschädi-
gung zusammenhängende Kosten. Er wird der Verantwortung 
enthoben, wenn er beweisen kann,' dass der Schaden ausschliess-
lich von dem unvermeidlichen Verhalten des Werktätigen,oder 
durch solch einen unvermeidbaren Grund verursacht wurde, 
der ausser seinem Wirkungskreis = bei Berufskrankheit auch 
umierhalb dessen ~ éntstanden ist. Teilweise wird der Be-
trieb von der Verantwortung enthoben, wenn bei der Entste-
hung des Schadens die Schuld des Werktätigen auch mitwirk-
te /§.62. des AG./. Diese Regel berücksichtigt also auch 
das Verhalten des Werktätigen. /Auf ähnlicher Weise wird 
die Frage der Entschädigung bei den Genossenschaftsmitglie-
dern durch die Regeln des Genossenschaftsrechtes geregelt./ 
Aushilfsweise werden bei den Regelungen auch die Rechtsre-
geln der materiellen Verantwortung des "Bürgerrechtes ange-
wandt. Wenn sich nämlich der Betrieb damit rechtfertigt, 
dass der Schaden durch eine, ausser seinem Wirkungskreis 
stehende, unvermeidliche Ursache entstand /zB„ der zu einer 
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Beratung reisende Werktätige durch ein Eisenbahnunglück 
verletzt wurde/, so kann der Werktätige aufgrund der Re-
geln des Bürgerrechtes die Entschädigung vom Ursachenträ-
ger verlangen. 
Wie es diese skizzenhafte Aufzählung beweist, bean-
sprucht die Heilung der Folgen von Betriebsunfällen,bzw. 
Berufskrankheiten die Mitwirkung zahlreicher Wissenschafts-
zweige, und praktischer Tätigkeit. Noch breiter wird der 
Kreis, wenn wir auch beachten, dass die Verwirklichung der 
Rehabilitation wesentliche Aufgaben für diejenige stellen, 
die sich mit Arbeitsrecht - binnen dessen mit Arbeitskraft-
Wirtschaft und Arbeitsorganisation - befassen. Bezüglich 
des hier beschriebenen Mittelsystems möchte ich die Auf-
merksamkeit auf die wesentliche Entwicklungstendenz len-
ken. 
Für die, in Ungarn erfolgte Entwicklung - besonders 
in den letzten 10 - 15 Jahren - ist kennzeichend, dass 
jenes, die Heilung der Folgen von Betriebsunfällen und 
Berufskrankheiten dienendes, ganzes Mittelsystem sich er-
weiterte und erstreckte, binnen dessen veränderten sich 
die einzelnen Komponenten, und einige, in dem Mittelsystem 
mitwirkende Rechtsinstitutionen wurden wirksamer. Wir mei-
nen, dass dies, mit mehr oder weniger Detaillunterschieden 
- für sämtliche sozialistischen Länder characteristisch 
ist. Wir möchten diese Feststellung - ohne Anspruch auf 
die Vollständigkeit - untenstehend mit Beispielen unter-
stützen. 
Jene Idee, dass für die, durch Betriebsunfall oder 
Berufskrankheit eine Beschränkung der Arbeitfähigkeit er-
leideten Werktätigen institutionell eine Beschäftigung ge-
sichert werden soll, tauchte schon in den Jahren nach der 
Befreiung unseres Landes auf, und erhielt auch in gewissem 
Grad eine Rechtsregelung. Bas wesentliche dieser Regelung 
war, dass jeder Betrieb verpflichtet wurde in einem bestimm-
ten Anteil des Personalstandes Werktätige mit beschränkter 
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Arbeitsfähigkeit zu beschäftigen. Diese Beschäftigungen 
waren vorerst in den Rechtsregeln angegebene - wenigere 
physische Inanapruchnehme bedeutenden - Arbeitskreise 
/z.B. Torwärter, Nachwärter, Einhändiger/. Diese Regelung 
bedeutete oft
s
nur eine formelle Arbeitsverrichtung, auch 
die Betriebe betrachteten dies eher als eine soziale Hilfe, 
wie die Deckung ihres Arbeitsbedarfes. 
Die heutige Regelung der Rehabilitation weist abet 
drei grundlegende Züge auf. Vor allem muss der Werktäti-
ge mit beschränkter Arbeitsfähigkeit in einem, seinem ge-
sundheitlichen Zustand entsprechenden und mit Berücksichti-
gung seiner Fähigkeiten solchen Arbeitskreis beschäftigt 
werden, wo seine Beschränkung am wenigsten fühlbar ist, 
zugleich aber die wertvollste Arbeit verrichtet werden kann. 
Wenn es notwendig ist, müssen auch die Arbeitsumstände 
verändert werden, so auch die Arbeitsbedingungen und der 
Arbeitsplatz, eventuell soll eine neue Berufsausbildung 
ermöglicht werden. Zweitens, damit die Durchfühgung der 
Rehabilitation durch materielle Schwierigkeiten des Werk-
tütigen nicht gehindert wird, kann für ihn, bis einen be-
stimmten Anteil seines früheren Einkommens eine Lohnergän-
zung gesichert werden. Schliesslich wird die Durchführung 
der Rehabilitation von den staatlichen Organen - vor allem 
die zentralen und örtlichen Organen für Arbeitswesen und 
Gesundheitswesen - geleitet, zusammengestimmt, und helfen 
auch den Betrieben bei der Lösung solcher Aufgaben - wie 
z.B. Veranstaltung von Lehrgängen, Umgruppierungen - die 
die Möglichkeiten eines Betriebes Uberschreiten. 
Gharacteristi3ch ist für die Entwicklung auf dem Gebiet 
der Sozialversicherung die Sicherung einer enthobenen Lage 
für die, einen Betriebsunfall, oder eine Berufskrankheit 
erleideten Werktätigen, wobei die Bedingungen und eventu-
ell auch das Mass der einzelnen Leistungen für sie günsti-
ger als üblich sind. Liese enthobene, unterscheidende Lage 
wird durch das Gesetz Uber die Sozialversicherung No.II. 
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vom Jahre 1975 auch konstruktionsmässig unterstrichen, wo-
bei die Unfallsversorgung von den anderen Versorgungen se-
pariert - in einem Sonderkapitel erläutert wird. 
Der characterisierendste Zug im Falle der Arbeits-
rechtlichen materiellen Verantwortung kann darin bestimmt, 
werden, dass die neueste Rechtenwicklung diese Verantwor-
tung erschärft, und den Schutz des Wefktätigeii erhöht. Frü-
her musste der Betrieb nur bei seiner Schuld bezahlen. Heu-
te wird der Betrieb ohne Berücksichtigung auf seine Schuld, 
mit einer vollen Entschädigung belastet. Diese Verschärfung 
wirkt selbst auf die Lage des Arbeitsschutzes zurück, weil 
die davon erfolgende grössere materielle Last den Betrieb 
zu einer je effektvolleren Schaffung von gesunden und ge-
sicherter Arbeitsbedingungen anregt. 
Diese Beispiele waren geeignet um die Entwicklung,bzw. 
die heute sich ausgebildete Lage zu demonstrieren. Wir er-
wähnten aber schon, dass diése Entwicklung nicht als end-
gültige zu betrachten ist. Die Heilung der Folgen von Be-
triebsunfällen und Beurfskrankheiten, insbesondere die 
"verbreitete Durchführung der Rehabilitation - stellt uns 
noch weitere Aufgaben, so auf dem Gebiet der Rechtsordnung, 
wie auch bei deren praktische Durchführung. Ea wäre der 
diskussioneinleitende Vortrag nicht vollständig, wenn nicht 
einige solche Probleme der Rechtsregelung erwähnt würden, 
wo die Aktualität der Uberprüfung und Regelung schon für 
.notwendig erachtet wird. 
Das éine solche Thema steht in Verbindung mit den 
rechtlichen Sicherungen der Rehabilitation. Der Rechtsregal 
gemäss ist der Betrieb verpflichtet aufgrund des Vorschla-
ges einer - aus der Gewerkschaftskommission, dem Beauftrag-
ten des Betriebes, sowie aus dem Betriebsarzt bestehenden -
Betriebskommission, die sich mit Probleme der Werktätigen 
mit beschränkter Arbeitsfähigkeit befasst, Anordnungen zu 
treffen. Für den Werktätigen wird die Anregung einer Ar-
beits kundigen Diskussion in der Rechtsregel gesichert,falls 
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er mit der Anordnung nicht einverstanden ist, wenn ihm das 
Angehot der Kommission nicht entspricht, oder wenn der Be-
{ 
triebsleiter binnen 15 Tage keine Verfügung trifft. Es be-
steht aber keine entsprechende Rechtssicherung für jenen 
Fall, wenn der Betrieb mitteilt, dass er keine Möglichkeit 
hat für entsprechende Rehabilitationsverordnungen. Der Werk-
tätige kann auch in diesem Falle eine Anregung für erbaits-
kundigte Diskussion einreichen, aber wahrscheinlich mit. we- " 
nigem Erfolg. Nämlich der, für Rechtsmittel kompetente Or-
gan kann nur dann metirotische Entscheidungen bringen,wenn 
die Behauptung des Betriebes der Wirklichkeit nicht ent-
spricht, und es besteht ein solcher Arbeitskreis, welcher 
aufgrung der Empfehlung der Kommission des Werktätigen ent-
sprechen würde und dieser nicht besetzt, oder in diesem kein 
Werktätiger mit beschränkter Arbeitsfähigkeit beschäftigt 
wird. In diesem Fall kann der Betrieb verpflichtet werden, 
den Werktätigen in diesen Arbeitskreis einzusetzen. Falls 
aber solch ein Arbeitskreis nicht vorhanden ist, und die 
Schaffung eines solchen Arbeitskreises nur durch organisa-
torische oder technische Verfügungen, eventuell durch eine 
Umgruppierung realisiert werden könnte, so kann der in die-
sem Rechtsdisput handelnder Organ keine bindende Entschei-
dung bringen. Zu dieser Lage knüpft sich auch jene Umstand, 
wenn der Betrieb die Aufgabe der Rehabilitation auf den Rat 
abwehrt, für den Ratsorgan 1st kein Termin für die Anornun-
gen vorgeschrieben, und dem Werktätigen wird in dem Rechts-
regel kein wirkunsvolles Auftreten gesichert. Die grundle-
gende Ursache dieser Unvollständigkeiten in den Rechtsre-
geln stammt nicht von einer juristischen Unpünktlichkeit, 
sondern von der Erkennung der Angangs-Schwierigkeiten bei 
der praktischen Verwirklichung dieser Anordnungen. Es ist 
aber ohne Zweifel, dass der Mangel dieses Rechtsregels da-
zu beitxägt, dass auch dort Schwierigkeiten auftreten, wo 
sonst organisatorische, technische usw. Hindernisse nicht 
bestehen. 
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Viel bedeutendere Probleme entstehen bei dem anderen 
Themenkreis, in den Regeln der arbeitsrechtlichen materiel-
len Verantwortung. Diese sind mit ausserhalb des Arbeits-
platzes erfolgten Unfällen, bzw. mit Berufserkrankungen ver-
bunden. Wie es schon erwähnt wurde, kann der Betrieb - läut 
der ungarischen Regeln - von dem Schadenersatz eines Betriebs-
unfalles enthoben werden, wenn er beweisen kann, dass der 
Schaden ausserhalb seines Wirkungskreises, durch eine unver-
meidbare Ursache entstanden ist. Der Rechteregel geht von 
jener theoretischen Überlegung aus, wonach die materielle 
Verantwortung nur in jenem Kreis angewendet werden kann, 
Inwieweit er den Schadenverursacher beeinflussen kann. Da-
durch besteht die Möglichkeit für den Betrieb, künftig ähn-
liche Schadenursachen zu vermeiden. Diesem Standpunkt ent-
spricht jene Verordnung des Rechtregeis, die dem Schaden-
verursacher die Möglichkeit der Entgebung gewährt, wenn 
der Schaden objektiverweise unvermeidbar war. Davon erfolgt 
aber, wenn der Unfall des Werktätigen ausserhalb des Arbeits-
platzes geschehen ist, /z.B. auf der Gasse, oder im Treppen-
haus eines Wohnhauses/, dies fällt ausserhalb des Wirkungs-
kreises von dem Betrieb und ist unvermeidbar. Dadurch wird 
der Betrieb vom Schadenersatz befreit. Der Werktätige, der 
den Unfall erlitten hat /z.B. rutschte am eisigen Gehsteig . 
aus und Brach seinen Fuss, oder wird von einem PKW über-
fahren/ kann sich gegen den Unfallverursacher - gegbenen- , 
falls den Hauseigentümer, oder den PKW-Eigentümer - wenden. 
Unter Berücksichtigung darauf, dass die für den Schaden Ver-
antwortlichen b'ei den heutigen Umständen im allgemeinen 
ebenfalls staatliche Organe sind, oder wenn sie es nicht 
sind, - wie z.B. Eigentümer eines Privatautos - so müssen 
sie meistens über eine solche Haftpflichtversicherung ver-
fügen, welche die Entschädigung der durch sie verurschaf-
ten Schäden sichern, so ist der Schadenersatz des Werktä-
tigen im allgemeinen gesichert. Seine Lage ist aber dennoch 
nachteiliger, als dem seine, der im Wirkungskreis des Be-
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triebes einen Unfall erlitt, und sein Schaden durch seinen 
Betrieb ersetzt wird, einesteils im Rahmen seines Arbeits-
verhältnisses. Das Verfahren geht schneller, ein eventuel-
ler Disput ist kostenfrei, usw.Andererseits ist der Aussen-
stehende in einem Teil der Fälle nur falls eine Schuld be-
steht, dafür verantwortlich, dabei 1st der Arbeitsgebende 
ohne Rücksicht auf seine Schuld für den Unfall verantwort-
lich. Diese Lage ist insbesondere für jene Werktätigen nach-
teilig, die ihre Arbeit ständig, oder grösstenteils ausser 
^den Betriebsanlagen verrichten und erhöht einer. Unfallsge-
fahr ausgesetzt sind /z.B. Postträger, oder Arbeiter der 
Öffentlichen Reinigung/. In der Rechtspraxis wird getrach-
tet durch Ausdehnung des Wirkungskreises an dieser Lage 
zu helfen. Die Lösung aber dieses Problems fordert eine 
Regelung der Vorschriften. Es scheint die Einführung ei-
ner solchen Pflicht des Betriebes begründet zu sein, wonach 
für den Betriebsunfall des Werktätigen zwar ein Aussenstehen-
der verantwortlich ist, müsste der Betrieb den Schaden des 
Werktätigen ersetzen, könnte aber dann für Auszahlung die-
ser Summe gegen den wirklichen Schadenverursacher ein Ver-
fahren einleiten. Dadurch würde der Werktätige immer inner-
halb seines Arbeitsplatzes entschädigt. 
Noch mehr Probleme bestehen bei der Anwendung der ma-
teriellen Verantwortung im Falle der Berufskrankheiten. Die 
Berufserkrankungen durch die besonderen Gefahren irgend 
eines Berufes, oder Beschäftigung. Das Vorkommen ist bei 
dem heutigen Stand der Technik und der Heilkunde zu ver-
midern, doch kann es in einem bedeutenden Teil der Fälle 
nicht ausgeschlossen werden. Die zeitweise Untersuchung 
dieser Werktätigen dient eben jenem Zweck, die entstehen-
den Berufskrankheiten noch im Anfangsstudium zu erfassen 
und durch Übersetzung in einen anderen Arbeitskreis, oder 
durch andere Weise deren Ausbildung zu vermeiden sei. Eine 
andere Charakteristik ist, dass ein grosser Teil der Berufs-
erkrankungen sich sehr langsam entfaltet und wird erst dann 
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merkbar, als der Werktätige schön unter gefahrlosen Umstän-
den arbeitet. 
Die Folgen der ersten Charakteristik ersieht das Regle-
ment dadurch, dass es für den Betrieb eine weitere Möglich-
keit für eine Enthebung sichert, als bei den Betriebsunfäl-
len. Bei Berufserkrankungen kann der Betrieb auch dann ent-
hoben werden, wenn sich die unvermeidbare Ursache innerhalb 
des Wirkungskreises méldet. Dies beweist jenes Erkenntnis, 
wonach die Berufserkrankung grösstenteils objektive unver-
meidbar sind. Daraus erfolgt aber, wenn der, an Berufser-
krankung leidende Berufstätige dadurch in seiner Arbeits-
fähigkeit beschrehkt wird, und infolge dessen Einkommens-
verlust eintretet, geriet er iii einer ungünstigeren läge, 
als bei einem Betriebsunfall. Nachdem im letzteren Fall, 
- wie es schon erwähnt wurde - nur auf Berufung des,ausser-
halb des Wirkungskreises, und durch unvermeidliche Ursache 
entstandenen Unfalles eine Enthebung für den Betrieb gesi-
chert werden kann. In der Rechtspraxis winä dieser Wider-
spruch dadurch gelöst, dass b e i der Beurteilung der Unver-
raeidlichkeit ein so strenges Mass angewendet wird, welches 
die Verantwortung des Betriebes fast immer fü eine ünzu-
enthebbare. Verantwortlichkeit gestaltet. 
Die andere Charakteristik, nämlich die langsame Aus-
bildung der Krankheit kann damit verbunden sein, dass der 
Schaden des Werktätigen, also der durch Beschränkung der Ar-
beitsfähigkeit entstehende Einkommenverlust oft nicht mehr 
bei dem Arbeitsgeber erfolgt, wo die Krankheit wahrhaftig 
entstanden ist. Umsomehr,' bei einem solchen Unternehmen, 
wo die Schädlichkeit besteht, kommen diese durch wirkungs-
volle Anordnungen für die Vorbeugung dieser Erkrankungen, 
nicht mehr vor. Nachdem aber nachträglich die Entstehung der 
Erkrankung, deren zeitliche und örtliche Bestimmung sehr 
schwer festzustellen ist, schreiben die Rechtsregeln vor, 
dass der Werktätige gegen diesem Unternehmen mit seinem 
Anspruch für Schadenersatz auftreten kann, wo sein Einkommen-
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verlust erfolgte, /und wenn er bei diesem Unternehmen nicht 
mehr in einem, der- Schädigung ausgesetzten Arbeitskreis tä-
tig ist, .so kann er gegen diesen Betrieb auftreten, so er 
zuletzt in solch einem Arbeitskreis arbeitete./ 
Die Feststellung der Entschädigung kann also auch in 
diesem Falle in Widerspruch geraten mit der Erziehungsaus-
wirkung der materiellen Verantwortlichkeit. Der zur Verant-
wortung gezogene Betrieb hat eventuell alles getan um die 
Erkrankungen zu vermeiden, doch muss er bezahlen. 
Im Falle der Berufserkrankungen ist die materielle Ver-
Antwortung im allgemeinen für die Ahhelfung der entstandenen 
Nachteile des Werktätigen nicht geeignet. 'Wahrscheinlich 
müsste der Schaden des Werktätigen in diesem Falle durch 
die Sozialversicherung ersetzt werden. Natürlicm Usste 
dann der Sozialversicherung die Möglichkeit gegeben werden, 
mit seine Ansrüche für den Ersatz des ausgezahlten Betrages 
gegen den Betrieb auftreten zu können, wenn bei der Entste-
hung der Berufserkrankung wahrhaftig der Betrieh schuldig 
ist. 
Schliesslich möchten wir noch ein, die Rolle der Sozi-
alversicherung und der materiellen Verantwortung betreffen-
de Thema erwähnen. Im Laufe mehrerer theoretischer - haupt-
sächlich ökonomischen Charakter tragende - Diskussionen ent-
steht die Frage, ob bei der Rückvergütung des Einkommenver-
lustes für' den Werktätigen die Aufrechterhaltung der gegenwär-
tigen Doppelheit bergündet sei. Wäre es nicht angezeigter, 
wenn der volle Einkommenverlust im Rahmen der Sozialversi-
cherung ersetzt würde. D.h. die falls eines Unfalles nur die 
Sozialversicherung ausgezahlte Leistungen stets in einem, 
das frühere Durchschnittseinkommen als 100 %-ig genommenen 
Betrag bestimmt würde. Dagegen sprechen aber mehrere Umstände. 
Vor allem soll darauf gewiesen werden, dass die materielle 
Verantwortung eine Doppelrolle spielt. Aus einer Seite wird 
die Entschädigung für den erfolgten Schaden gesichert, auf 
der anderen Seite aber wird eben durch den fälligen Schaden-
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ersatz der Schadehverursacher dazu beeinflusst, gegebenfalls 
der Betrieb, dass er seine möglichsten Anordnungen treffe um 
die künftigen Beschädigungen vermeiden zu können. Die mate-
rielle Verantwortung ist dazu geeignet, die mit der Arbeits-
sicherheit zusammenhängende Vorbeugung wirksamer zu gestal-
ten. Aber nicht nur der Betrieb wird beeinflusst. Die mate-
rielle Verantwortung berücksichtigt auch das Verhalten des 
Werktätigen, denn wie es schon erwähnt wurde, kann die Be-
rechtlgkeit, bzw. deren Mass auf den Schadenersatz beein-
flusst werden. Dadurch können die Regeln der materiellen 
Verantwortung auch auf solcher Weise die Vorbeugung begüns- ' 
tigen, da sie den Werktätigen für die Einhaltung der Arbeits-
schutzregelh erziehen. Diese Auswirkung würde grösstenteils 
ausfallen, wenn der Ersatz des vollen Einkommenverlustes im 
Rahmen der Sozialversicherung ausgezahlt würde. Auch die 
Regeln der Sozialversicherung verfügen darüber, dass die 
Organe der Sozialversicherung sich wegen der Rückstattung 
des in seinem Bereich ausgezahlten Betrages gegen den Ar-
beitsgeber wenden kann, aber nur dann, wenn der Unfall da-
durch entstanden ist, weil der Betrieb die Schutzmassnahmen 
nicht eingeleitet hat, oder dér Unfall ist absichtlich ver-
ursacht worden. Das ist wesentlich eine, auf der Schuld be-
ruhende Pflicht. Der Werktätige ist daher nur dann für die 
Leistungen unberechtigt, wenn er den Unfall absichtlich ver-
ursachte. A Regeln-des Arbeitsrechtes sind strenger, weil 
falls einer unvermeidbaren, ausschliesslichen Ursache wird 
keine Schuldigkeit verlangt, dabei falls einer Beiwirkung 
zu deren Feststellung die Cefährlässigkeit genügt. Eine wei-
tere Schwierigkeit würde auftreten deswegen, weii die Leis-
tungen der Sozialversicherung die in den Umständen des Werk-
tätigen nach der Feststellung erfolgten Aenderungen weniger 
berücksichtigen. Aus diesem Gesichtspunkt ist nur die Aen-
derung des Grades der Arbeitsfähigkeitbeschränkung gewisser-
massen eine Ausnahme, und im Falle der Renten, wenn der Werk-
tätige über die Grenzen des in den Rechtsregeln bestimmten 
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Masses aus irgendeiner Beschäftigung sich ein Einkommen 
verschafft. Die Regeln des Arbeitsrechtes verfolgen dagegen 
elastischer die Aenderungen der Lage des Werktätigen. Da-
durch kann falls Einkommenzunahme des Werktätigen - ausge-
nommen wenn dies aus einer ausserordentlicher Arbeitsleis-
tung erfolgt - die Verminderung des Betrages der Entschädi-
gung eintreten. Dagegen wenn der Lohn der im ähnlichen Ar-
beitskreis tätigen Arbeiter gesteigert wird, so ist der 
Werktätige berechtigt, die Erhöhung des Betrages seiner 
> Entschädigung, oder Rente verlangen. Auch dieser Regel ist 
dazu geeignet, den Betrieh zur Rehabilitation anzuregen. 
Nämlich bei deren Verwirklichung besteht eine geringere 
Möglichkeit für die Auszahlung eines solchen Schadenersat-
zes, welcher die Lasten des Betriehes steigern würde, da-
durch dass dahinter keine Produktion steht. Mit Rücksicht 
auf diese Umstände ist es berechtigt den Ersatz des Gehalt-
verlustes teilweise im Rahmen der arheitsrechtlichen Ver-
antwortung aufrechtzuerhalten. Die Vereinheitlichung könn-
te nur dann durchgeführt werden, wenn in die Regeln der 
Sozialversicherung solche effektvollere Verfügungen aufge-
nommen würden, welche im Falle der materiellen Verantwor-
tung die Vorbeugung dienen, bzw. die Aenderungen elasti-
scher folgen können. 
Das Kollokvium betonte von jenen Mitteln, die bei der 
Behebung der nachteiligen Folgen von Betriebsunfällen und 
Berufskrankheiten mitwirken, dreierlei: das Arbeitsrecht, 
die Rehabilitation und die Sozialversicherung. Auch bei 
der Einleitung wurde die Aufmerksamkeit darauf gelenkt. 
Diese Wahl ist durch zwei Umständen begründet. Inhaltlich 
hängen diese drei Gebiete an meisten zusammen und ergänzen 
sich in. zahlreichen Beziehungen. Sie besitzen für die Hei-
lung der Folgen von Betriebsunfällen und Berufserkrankungen 
geeignete Institutionen, deren Funktion rechtlich geregelt 
wird. Nachdem dieses Kollokvium von juristische Organen 
veranstaltet wird und seine Teilnehmer grösstenteils auch 
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Juristen sind, war es Zweckmässig die juristische Beziehungen 
in die Tagesordnung aufzunehmen. Wir sind dessen bewusst, 
dass die Prüfung dieses Problems seitens des Gesundheits-
wesens und Arbeitswesens auch zahlreiche Fragen stellen wür-
de. Wir meinen aber,' dass eine gemeinsame Erläuterung dieses 
•Fragenkomplexes in Zeit und Raum Uber jenen Rahmen emporstei -
gen würde, der uns- zur Verfügung steht. Ausserdem könnten bei 
einer solchen geraeinsamen Diskussion so viele Detaillfragen 
gestellt weden,^die nicht unbedingt für jeden Teilnehmer 
interessant sein würden. Im Interesse aber, die grundlegend 
juristische Probleme für die Teilnehmer wahrnehmen zu las-
sen, welche seitens des Arbeits- und Gesundheitswesens auf-
treten, wurden einige ausgezeichneten Experten dieser Fach-
gebiete ersucht, teilweise in den einleitenden Referaten, 
und teilweise in den Diskussionen diese zu erläuern. 
Im vorangehenden versuchten wir Ihnen ein Bild über 
die Rolle des Arbeitsrechtes und des Rechtes der sozialen 
Versorgung - inbegriffen die Sozialversicherung - hei der 
Heilung der Folgen Von Betriebsunfällen und Berufserkran-
kungen zu geben. Wir meinen, im Rahmen dieses Kollökviums 
müssten zwei Gesichtspunkte im Laufe der Diskussionen in 
den Vordergrund gesetzt werden. Der eine wäre dessen Unter-
suchung, ob die Mitwirkung der verschiedenen Regeln der 
Rechtszweige zufriedenstellend ist, die Regeln der einzel-
nen Rechtsinstitutionen die passendsten sind zur Errei-
chung des gemeinsamen Zieles. 
Der andere wäre: Erkennung der internationalen Er-
fahrungen, und deren gegenseitiger Austausch. 
